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Die direkte Wirtschaftsförderung ist, salopp formuliert, ein „Dauerbrenner" der österreichischen Wntschaftspoli-
tik und dei wiitschaftspolitischen Diskussion Freilich unterlagen die Gesichtspunkte, unter denen dieser Be­
reich der Wirtschaftspolitik jeweils Beachtung gefunden hat, einem ständigen Wandel: Bis Mitte der sechziger 

Jahre standen wachstumspolitische Überlegungen im Vordergrund, anschließend gewannen strukturpolilische Aspekte 
an Bedeutung In den siebziger Jahren ging es vor allem um die rnstrumentelle Ausgestaltung (direkte und indirekte För­
derung) sowie um die Berücksichtigung neuer Aufgaben (Verankerung energie- und umweltpolitischer Ziele) In der er­
sten Hälfte der achtziger Jahre standen Förderungspolitik und -diskussion im Zeichen der Krisenbekämpfung (Sanie­
rung der verstaatlichten Unternehmen, Ausbau der Regional- und Aibeksmarktföiderung) sowie neuer strukturpoliti­
scher Anforderungen, die in der Einrichtung der Top-Aktionen und der Technologieföideiungen ihren Niederschlag 
fanden 

In den letzten zwei Jahren haben 
sich die Diskussions- und Tätigkeits-

P r o b l e m s t e l l u n g 

Schwerpunkte nun neuerlich verscho­
ben, und zwar aus drei Gründen : 
1 Die seit 1986 amtierende Koali­

tionsregierung hat sich aus fiskal­
politischen Überlegungen das Ziel 
gesetzt, die Ausgaben für direkte 
Wirtschaftsförderung von 1986 bis 
1992 u m ein Drittel zu kürzen 

2. Ferner wurden eine Reihe förde-
rungs-, forschungs- und technolo-

giepolitischei Maßnahmen zur 
Stärkung offensiver Förderungs­
schwerpunkte sowie administrative 
Verbesserungen der Projektpi ü-
fung und Förderungsabwicklung 
in Aussicht gestellt 

3 Die integiationspolitischen Ab­
sichten der Bundesregierung, also 
die Erwägung eines Beitritts zur 
EG, warfen die Frage auf, welche 
Konsequenzen ein solcher Schritt 
für die Österreichische Wirtschafts­
förderung hätte Darüber hinaus 
ist auch im Rahmen der Europäi­
schen Freihandelszone (EFTA) so­
wie des GATT die Diskussion über 

die Beihilfenpolitik der Mitglied­
staaten intensiver geworden 

E r g e b n i s s e der Untersuchung 

Österreich entwickelte sich in den acht­
ziger .fahren schrittweise in Richtung 
„Hochsubventionsland". 

Der aggregierte Förderungsbar­
wert der Direktförderung vervier­
fachte sich von 8 Mrd S im Jahr 1980 
auf 32,5 Mrd S im Jahr 1987 Das ent­
spricht einem jährl ichen Zuwachs 
von durchschnitt l ich 22,2% Auch un­
ter Berücksichtigung des Preisanstiegs 
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und des Wirtschaftswachstums in die­
sem Zei t iaum bleibt ein erheblichei 
Anstieg des Subventionsvolumens: 
Deflationieit mit dem BIP-Deflatoi 
verdreifachte sich dei aggregierte För-
deiungsbaiwert im untersuchten Zeit­
raum, im Verhältnis zum nominellen 
Brutto-Inlandsprodukt stieg er von 
0,8% 1980 auf 2,2% im Jahr 1987. Be­
rücksichtigt man zusätzlich die Bei­
hilfen an den Schienenverkehr sowie 
die Investitionsprämie (nach dem In­
vestitionsprämiengesetz), so erreichte 
das Fördeiungsvolumen 1987 fast 
.3/4% des Brut to in landsproduktes 
Der Anstieg geht in erster Linie auf die 
Ausweitung der reaktiven Direktförde­
rung zurück Sie wird gewährt, um die 
Förderungsadressaten temporär oder 
dauerhaft von Einflüssen des Marktes 
abzuschotten, und ihr Betrag steht in 
der Regel im vorhinein nicht fest 

Die reaktive Direktförderung 
stieg von 4 Mrd S zu Anfang des 
Jahrzehnts auf fast 26 Mrd. S, ihr An­
teil an der gesamten Direktförderung 
erhöhte sich von 50% auf rund 80% 
Ursache dieser Entwicklung waren 
vor allem die Finanzhilfen an die di­
rekt und indirekt verstaatlichte Indu­
strie, die gerade in den Jahren 1986 
und 1987 mit 16,5 bzw. 18,4 Mrd. S 
ihren Höhepunkt erreichten Auch 
die agrarischen Preisstützungen — die 
zweite bedeutende Position innerhalb 
der reaktiven Förderung — stiegen 
rasch. Sie nahmen im Durchschnit t 
jährlich um fast 15% zu und erreich­
ten 1987 6,4 Mrd S. 
Die steuernde Direktförderung — die 
geplante Beeinflussung unternehmeri­
schen Verhallens im Rahmen ex ante 
konzipierter, institutionalisierter Ak­
tionen — expandierte im Vergleich 
dazu wesentlich langsamer. 

Die steuernde Di iekt iörderung er­
höhte sich von 4 Mrd S 1980 auf 
6,7 Mrd. S 1987 Dieser Zuwachs be­
ruht überwiegend auf der Einführung 
neuer Förderungsaktivitäten 1987 
hatten die in den achtziger Jahren neu 
h inzugekommenen Aktionen — in er­
ster Linie die Top-Aktionen, die Tech­
nologieanwendungsförderung (inzwi­
schen durch den ITF ersetzt), der Um­
weltfonds und die regionalen Sonder-
fördemngsaktionen — mit einem Bar­
wert von 1,6 Mrd. S einen Anteil von 
24% an der steuernden Förderung Im 
selben Zei traum fielen nur zwei be­
deutendere Aktionen ganz weg: die 
Papieraktion und die Branchenaktio-

nen „Textil, Bekleidung, Leder"; bis 
zu ihrer Einstellung hatten sie einen 
Bar wert von insgesamt 200 bis 
400 Mill S jährlich gehabt 
Die Förderung materieller Investitio­
nen bildet nach wie vor das Schwerge­
wicht der steuernden Direktförderung 

Der Anteil der Investitionsförde­
rung an der steuernden Förderung 
ging nur leicht — von rund 80%) An­
fang der achtziger Jahre auf knapp 
über 70% — zurück Der Anteil von 
Beihilfen für Innovation sowie For­
schung und Entwicklung stieg dank 
der Einführung der Top-Fertigungs-
überleitung und der Technologiean-
wendungsföiderung von 5% bis 6% 
auf über 10%, der Anteil sonstiger 
Beihilfen (immaterielle Investitionen, 
Produktionsbeihilfen u a.) blieb an­
nähernd konstant. Unter den in den 
achtziger Jahren neu geschaffenen 
Förderungen ist der Anteil der Beihil­
fen für Innovation, Forschung und 
Entwicklung etwas höher: Vom ge­
samten Barwert der neuen Föide-
rungsaktivitäten entfielen 1987 rund 
23% auf innovationsorientierte Aktio­
nen 

Die höchsten Anteile am aggregierten 
Förderungsbarwert (steuernde und re­
aktive Direktförderung) entfielen in 
den Jahren 1986 und 1987 auf die 
Sachgüterproduktion und die Land-
und Forstwirtschaft 

Die Sachgüterproduktion (Indu­
strie, Gewerbe) hatte 1986 und 1987 
einen Anteil am aggregierten Förde­
rungsbarwert von rund 70%, auf die 
Land- und Forstwirtschaft entfiel 
rund ein Fünftel der Förderungen 
Bezogen auf die Wertschöpfung er­
reichten die Förderungen in der 
Land- und Forstwirtschaft über 12% 
(1986) bzw. 15% (1987), in der Sach­
güterproduktion sowie im Bergbau 
zwischen 5% und 6%. 
Innerhalb der Sachgüterproduktion 
konzentrierten sich die Beihilfen 1986 
und 1987 vor allem auf den Basissek­
tor und die technische Verarbeitung. 

Die Sachgüterproduktion wurde 
in beiden Jahren mit rund 22 Mrd S 
gefördert Davon entfielen zwischen 
40% und 50% auf den Basrssektor, im 
besonderen auf die Grundmeta l lb ian-
chen, und knapp unter 40% auf die 
technische Verarbeitung, in erster Li­
nie auf den Maschinenbau Gemessen 
an der Wertschöpfung wurden die 
Grundmeta l lbranchen weitaus am 
stärksten gefördert 

Eine (aus methodischen Gründen aller­
dings teilweise problematische) Gegen­
überstellung der Subventionen in den 
EG- und EFTA-Ländetn zeigt, daß die 
EFTA-Länder — unter ihnen Öster­
reich — im Zeitraum 1981/1986 ihre 
Sachgüterproduktion im Vergleich zu 
den EG-Landern nicht übermäßig sub­
ventionierten 

In einer Reihe von EG-Ländern 
— Italien, Luxemburg, Irland, Bel­
gien — lagen die Subventionen an die 
Sachgüter pr oduktion (gemessen am 
Brutto-Inlandsprodukt) deutlich über 
den Vergleichswerten in den EFTA-
Länder n — trotz Beihilfenaufsicht 
der EG-Kommission Allerdings 
kommt Österieich die Betrachtung 
des mehrjährigen Durchschnit ts in 
diesem Vergleich entgegen. Da die 
staatlichen Beihilfen in Österreich 
von 1980 bis einschließlich 1987 aus­
geweitet wurden, dürfte es in diesem 
Zeitraum in der Rangordnung der 
Länder nach ihrem Subventionsvolu­
men aufgestiegen sein. 
Die Konsequenzen der im Arbeits­
übereinkommen" der Bundesregierung 
festgelegten Maßnahmen zur Kürzung 
der Direktförderung sind unklar 

Das „Arbertsübeieinkommen" der 
Regierungsparteien läßt im Hinblick 
auf den beabsichtigten Abbau der 
Subventionen einen relativ großen In­
terpretationsspielraum offen Anhand 
der Formulierung im Arbeitsüberein­
kommen ist nicht eindeutig zu klären, 
welche Förderungen im einzelnen be­
troffen sind, welche (betragliche) 
Ausgangsbasis den Kürzungsplänen 
zugrunde liegt und ob eine reale odei 
nominelle Kürzung beabsichtigt ist 
Zumindest 1987 dürften die Kür­
zungsmaßnahmen im Aggregat noch 
nicht gegriffen haben, wenngleich 
einzelne Förderungen eingeschränkt 
wurden 

Gemessen an ihrem aggregierten Bar­
wert ist das Volumen der Direktförde­
rung nach 1987 vermutlich jedoch be­
trächtlich gesunken. 
Ursache ist der Wegfall zweier um­
fangreicher Förderungsaktivitäten, 
die die Subventionspolitik in den 
achtziger Jahren prägten: der Ver­
staatlichtenhilfe und der Investitions­
prämie (nach dem Investitionsprä­
miengesetz) Bezogen auf das Brutto­
inlandsprodukt war die direkte Wirt­
schaftsförderung Ende der achtziger 
Jahre kaum höher als zu Beginn des 
Jahrzehnts 
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Die ökonomische Theorie hat in den 
letzten zehn bis fünfzehn Jahten 
einerseits verstärkt die Möglichkeit 
Wohlfahrt steigender staatliche) Inter­
ventionen henorgestnchen, anderer­
seits jedoch gewichtige Argumente ge­
gen die staatliche Subventionspolitik 
geliefert 

Mai ktun Vollkommenheiten — 
voi allem Skalenei träge, unvollkom­
mener Wettbewer b, unvollständige 
Information, Mengen- und Preisri­
giditäten — bieten mehr Spielraum 
für wohlfahitser höhende Staatsin­
terventionen, als früher vermutet 
wurde Z u m Teil die gleichen Fakto­
ren, aber auch polit-ökonomische 
Gründe lassen es jedoch fraglich er­
scheinen, ob die Wirtschaftspolitik, 
insbesondere die Subventionspolitik, 
in der Praxis in der Lage ist gesamt­
wirtschaftliche Wohlfahrtsgewinne zu 
erzielen Allgemein liefert die ökono­
mische Theorie wenig robuste Politik­
empfehlungen für die Wirtschaftsför-
deiung 

Zu den Instrumenten der Dtrektförde-
rung liefern die theoretischen Überle­
gungen nur grobe Anhaltspunkte. 

Die Vor- und Nachteile einzelner 
Instrumente hängen von einer Reihe 
ökonomischer und institutioneller 
Rahmenbedingungen ab, eine eindeu­
tige Rangfolge der Föideiungsinstru-
mente läßt sich nicht ableiten Einige 
Argumente sprechen jedoch dafür, 
die Gewährung öffentlicher Darlehen 
einzuschränken, Kieditkostenerleich-
teiungen teilweise durch Einmalzu­
schüsse zu ersetzen, verstärkt „Risi-
kornstrumente" — Haftungen, tempo­
räre Beteiligungen — einzusetzen so­
wie finanzierungsneutrale Förde-
rungsinst iumente, die nicht zwischen 
fremd- und eigenmittelfinanzierten 
Projekten unterscheiden, zu wählen 
Ein Beitritt Österreichs zur EG würde 
die österreichische Föfdening\politik 
nachhaltig beeinflussen 

Wahrscheinlich dämpft die im 
Zuge des Binnenmarktprogramms be­
kundete Absicht der EG-Kommis­
sion, die Beihilfenaul sieht zu ver­
schal fen, die Subventionsgewährung 
der Mitgliedsländer künftig stäiker 
Vor allem aus zwei Gründen wäre 
Österreich davon besonders betrof­
fen: Zum einen zählte es zur Gruppe 
der reicheren EG-Länder; gerade ge­
genüber diesen Ländern versucht die 
Kommission eine strengere Beihilfen­
kontrolle duichzusetzen Zum ande­
ren wäre Österreich als neues Mit­
glied mit der konkreten Anwendung 
der EG-Beihilferegeln weniger ver­
traut und hätte geringere Erfahrung 
in der „EG-konformen" Gestaltung 
seiner Förderungen als bisherige Mit­
gliedsländer 

Um die Erfüllung der Beihilferegeln 
der EG zu gewährleisten, ist eine Reihe 
institutioneller Reformen erforderlich 

Die Schaffung eines „EG-konfor­
men" Förderungssystems erfordert 
eine stärkere Verankerung ökonomi­
scher Grundsätze in der FÖiderungs-
politik, mehr Transparenz und Koor­
dination in der Wirtschaftsförderimg 
— vor allem auch zwischen den Ge­
bietskörperschaften — sowie die Be­
rücksichtigung wettbewerbspoliti­
scher Gesichtspunkte in der Subven­
tionspolitik 

E.s wäre daher notwendig, die Ziel­
kataloge und Richtlinien bestehender 
Beihilfenprogramme zu durchforsten, 
zu straffen und für eine klare, halt­
bare ökonomische Rechtfertigung zu 
sorgen und die Wirtschaftsförderung 
stärker als bisher in ihrer For m, 
Dauer und Intensität nach Förde­
rungsanlaß und Problemursachen zu 
differenzieren 
Ein EG-Beitritt hätte beträchtliche 
Konsequenzen für die Struktur der 
österreichischen Direktförderung 

Zwar ist schwer anzugeben, wel­
che der derzeitigen Förderungsaktivi­

täten in Österreich im einzelnen in 
einem „EG-konformen" Förderungs­
system nicht aufrechtzuerhalten wä­
ren Vermutlich wären aber — um 
den EG-Regeln zu entsprechen — 
u a die folgenden Anpassungen ge­
genüber der bisherigen Praxis in der 
Wirtschaftsförderung er for der lieh: 
— Allgemeine, nicht durch spezifi­

sche struktur- oder1 regionalpoliti­
sche Effekte zu rechtfertigende In­
vestitionsförderungen müßten ab­
gebaut werden 

— Die Förderung von Betriebsan­
siedlungen an — nach EG-Maß­
stäben — „guten" Standorten wäre 
nicht möglich 

— Die Kapitalzuführung an verstaat­
lichte Un te rnehmen zum Aus­
gleich früherer Verluste und zur 
Rettung dieser Unte rnehmen 
stieße auf Widerstand und müßte 
jedenfalls mit der EG abgestimmt 
werden 

— Eine Reihe von Förderungen — 
Regionaihilfen, Sanierungs- und 
Rettungsbeihilfen u. a — wäre 
nur unter restriktiveren Bedingun­
gen (hinsichtlich Höhe, Förde­
rungsinstrument, Dauer) möglich. 

— Alle Förderungen bzw Förde-
rungskriterien, die als direkte und 
indirekte Form der Ausfuhrförde­
rung (in den EG-Raum) gesehen 
weiden können, wären nicht auf­
rechtzuerhalten 

— Die Förderung von „Problemsek­
toren" müßte vermieden werden 
— auch in nicht-sektorspezifi­
schen Förderungen (z B Regio-
nalförderung, Beihilfen an Klein-
und Mittelbetr iebe) 

— In der Forschungs- und Entwick­
lungsförderung müßte deutlicher 
als bisher zwischen Grundlagen-
und angewandter Forschung un­
terschieden und die Förderungsbe­
dingungen danach ausgelichtet 
werden 
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